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der Bekämpfung solcher Straftaten darf die moralische 
Wirkung der Geldstrafe also nicht unterschätzt werden.

Einige Fragen der Anwendung der Geldstrafe

Die Geldstrafe ist gegenwärtig eine Maßnahme strafrecht­
licher Verantwortlichkeit für leichtere Vergehen, die von 
Tätern begangen wurden, für deren Erziehung es keiner 
längeren staatlich organisierten Einwirkung bedarf.

Bei der Anwendung der Geldstrafe ist daher zunächst 
den allgemeinen Grundsätzen der Strafzumessung ent­
sprechend zu prüfen, ob durch sie das Strafziel erreicht 
werden kann. Für die Entscheidung, ob eine Geldstrafe 
oder eine andere Maßnahme strafrechtlicher Verantwort­
lichkeit angewandt wird, erlangt insbesondere die Persön­
lichkeit des Täters Bedeutung. Untersuchungen zur Praxis 
der Anwendung der Geldstrafe bei Eigentumsvergehen 
(insbesondere in Strafbefehlsverfahren) haben ergeben, daß 
die Geldstrafe immer dann die geeignete Maßnahme straf­
rechtlicher Verantwortlichkeit ist, wenn die Tatschwere 
außer der Höhe des durch die Straftat herbeigeführten 
Schadens von etwa 500 bis 1 500 M durch keine weiteren 
erschwerenden Umstände gekennzeichnet ist. Es geht also 
um solche Straftaten, die durch eine einfache Begehung 
(nicht geplant, keine Verwendung von Werkzeugen) cha­
rakterisiert sind und bei denen das Tatmotiv keine tiefe 
Verfestigung negativer Verhaltensweisen des Täters er­
kennen läßt und der Täter erstmalig straffällig geworden 
ist.

Wird die Tatschwere bei Eigentumsvergehen außer der 
Höhe des Schadens durch weitere Umstände bestimmt, 
durch die die Straftat im größeren Maße gesellschafts­
widrig ist, wird die Geldstrafe in entsprechender Höhe 
ebenfalls angewandt, wenn wegen des Verhaltens des 
Täters während, aber auch vor und nach der Tat eine 
staatlich organisierte nachhaltige erzieherische Einwir­
kung nicht erforderlich ist, um ihn zu künftig gesellschafts­
gemäßem Verhalten zu veranlassen.

Ist das Eigentumsvergehen nicht erheblich gesellschafts­
widrig und liegen im Hinblick auf Tat und Täter die Vor­
aussetzungen für die Übergabe an ein gesellschaftliches 
Gericht vor (§28 StGB), kommt auch dann die Geldstrafe 
zur Anwendung, wenn die Übergabe aus verfahrensrecht­
lichen Gründen nicht möglich bzw. nicht zweckmäßig ist.

Bei der Anwendung der Geldstrafe geht es also zu­
nächst um die Prüfung der Frage, ob hinsichtlich des zu 
erreichenden Erziehungsziels Tat und Täter die Anwen­
dung einer Geldstrafe ermöglichen.

Zur Rolle der wirtschaftlichen Verhältnisse 
bei der Anwendung der Geldstrafe

Bei der Zumessung der Geldstrafe geht es weiterhin um 
die Prüfung der Frage, ob die wirtschaftlichen Verhält­
nisse eine der Tat und dem Täter entsprechende Geld­
strafe zulassen. Die Anwendung dieser Strafart steht im 
engen Zusammenhang mit der Zumessung des entsprechen­
den Strafmaßes.

Die Berücksichtigung der wirtschaftlichen Verhältnisse 
bei der Anwendung der Geldstrafe ist Ausdruck der Ver­
wirklichung des Prinzips der sozialistischen Gerechtigkeit 
bei der Strafzumessung und zugleich Voraussetzung für 
die Realisierung dieser Strafart.

Die Relation zwischen Tatschwere und wirtschaftlichen 
Verhältnissen bei der Strafzumessung ist nach wie vor ein 
besonderes Problem sowohl bei der Anwendung als auch 
bei der Bemessung der Höhe der Geldstrafe. Wie die 
auf diesem Gebiet geführten Untersuchungen ergeben 
haben, treten grundsätzlich dann kaum Probleme auf, wenn 
der Täter in einem festen Arbeitsrechtsverhältnis steht, 
also über ein eigenes regelmäßiges Einkommen verfügt, 
zumal der überwiegende Teil der ausgesprochenen Geld­

strafen unter 1 000 M liegt (etwa zwei Drittel sogar unter 
500 M).

Schwierigkeiten bei der Berücksichtigung der wirtschaft­
lichen Verhältnisse ergeben sich insbesondere dann, wenn 
der Täter in recht günstigen oder ungünstigen wirtschaft­
lichen Verhältnissen lebt. Mitunter werden gerade in die­
sen Fällen die Voraussetzungen der wirksamen Anwen­
dung der Geldstrafe ungenügend beachtet.

Wie bei jeder anderen Strafart schließt die Durchset­
zung des Prinzips der sozialistischen Gerechtigkeit auch 
bei der Anwendung der Geldstrafe (trotz Berücksichtigung 
der wirtschaftlichen Verhältnisse) nicht aus, daß diese 
Strafart bei Vorliegen einer gleichartigen Tat und ähn­
licher wirtschaftlicher Verhältnisse unterschiedlich schwer 
auf die Verurteilten wirken kann. Die Berücksichtigung der 
wirtschaftlichen Verhältnisse bei der Anwendung der Geld­
strafe mindert zwar die Unterschiede, kann sie jedoch 
nicht ganz aufheben.

Zum Einfluß besonders günstiger wirtschaftlicher Ver­
hältnisse auf die Strafzumessung gibt es noch unterschied­
liche Auffassungen. Deshalb soll hervorgehoben werden, 
daß u. E. auch bei günstigen wirtschaftlichen Verhältnissen 
eines Beschuldigten nur eine Geldstrafe in einer Höhe 
auszusprechen ist, die der Tatschwere entspricht und für 
die Erziehung des Täters erforderlich ist. Andernfalls wür­
den die wirtschaftlichen Verhältnisse zum Hauptkriterium 
werden.-4 Das Argument, daß in diesen Fällen die Geld­
strafe für den Täter nicht spürbar sei, berücksichtigt nur 
den Eingriff in die materielle Lage des Täters. Dabei 
kommt es hier besonders auf die politisch-moralische Wir­
kung der Geldstrafe an.

Sind die wirtschaftlichen Verhältnisse so ungünstig, daß 
der Täter nicht in der Lage ist, die Geldstrafe zu beglei­
chen, oder lassen sie nur eine Geldstrafe in einer Höhe 
zu, die nicht mehr im Einklang mit den Tat- und Täter­
umständen steht, ist u. E. vom Ausspruch einer Geldstrafe 
abzusehen. Hat der Täter kein oder nur ein sehr geringes 
Einkommen, ist in der Regel ebenfalls keine Geldstrafe 
anzuwenden. Das bedarf aber immer einer sorgfältigen 
Prüfung. Insbesondere ist festzustellen, worauf die ungün­
stigen wirtschaftlichen Verhältnisse zurückzuführen sind. 
Ist der Täter in der Lage, seine finanzielle Situation zu 
verbessern, dann ist die Anwendung der Geldstrafe nicht 
ausgeschlossen. Hat z. B. ein Angeklagter zum Zeitpunkt 
der gerichtlichen Entscheidung kein Arbeitsrechtsverhält­
nis, obwohl er ansonsten immer regelmäßig gearbeitet 
hat, ist von ihm die unverzügliche Aufnahme der Arbeit 
zu erwarten. Die Höhe der Geldstrafe könnte dann nach 
den wirtschaftlichen Verhältnissen bemessen werden, wie 
sie sich aus dem bisher erzielten Einkommen ergeben 
haben. Trägt das Verhalten des Angeklagten allerdings 
bereits asoziale Züge, wäre die Geldstrafe schon aus er­
zieherischen Gesichtspunkten nicht die geeignete Maß­
nahme.

Wenn der Angeklagte zwar ein geringes monatliches 
Arbeitseinkommen hat, zusätzlich aber die in einigen Be­
rufen üblichen Trinkgelder erhält, sind bei der Anwendung 
der Geldstrafe seine gesamten regelmäßigen Einkünfte 
zu berücksichtigen.

Zur Anwendung der Geldstrafe bei nichtberufstätigen 
Ehefrauen werden noch unterschiedliche Meinungen ver­
treten. Einmal wird die Anwendung der Geldstrafe in die­
sen Fällen abgelehnt mit der Begründung, daß es dem 
Prinzip der persönlichen strafrechtlichen Verantwortlich­
keit widerspricht, wenn das Einkommen des Ehemannes 
als Grundlage für die Zumessung der Geldstrafe genommen 
wird. Eine andere Auffassung bejaht die Anwendung einer 
Geldstrafe in diesen Fällen nur dann, wenn die nicht­
berufstätige Ehefrau aus objektiven Gründen keine Arbeit 
aufnehmen kann (z. B. wegen Krankheit oder Erziehung 
der Kinder). In den Fällen, in denen dies nicht der Fall 
ist und gemeinsame Festlegungen darüber in der Familie 
bestehen, sollten die familienrechtlichen Prinzipien des


